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Berlin – Ein Rat vom Staat
schreckt viele Hausbesitzer
auf: Baut euch Schutzräume in
den Keller. Offizielle Bunker
gibt es nämlich kaum noch,
einsatzbereitwärekeiner.Geht
esumweiseVorsichtoderüber-
triebenen Alarmismus? Um
Vorsorge oder Geldmacherei?
Ein Überblick darüber, wie es
um den Schutz der Bevölke-
rung imKriegsfallbestellt ist.
Noch 579 Schutzräume mit

insgesamt etwa 480 000
Schutzplätzen gibt es in
Deutschland, listet das Bundes-
amt für Bevölkerungsschutz
und Katastrophenhilfe (BBK)
auf.UnddasAmtteilt aufNach-
frage trocken mit: „Sämtliche
noch dem Zivilschutz gewid-
meten Anlagen sind weder
funktions-nocheinsatzbereit.“
Kein funktionierender Bun-

ker, nirgends – aber dieWeltla-
ge hat sich drastisch geändert
in den vergangenen zwei Jah-
ren. Seit dem russischen An-
griff auf die Ukraine herrscht
wieder ein Krieg auf europäi-
schem Boden, ein in vielen Be-
reichen konventionell geführ-
ter mit Bomben, Raketen,
Sprengsätzen. Politiker war-
nen vor einem Szenario der Es-
kalation auf Nato-Gebiet. Ist es
an der Zeit, die Friedensdivi-
dende der vergangenen Jahr-
zehnte nach dem Kalten Krieg
zu überdenken und wieder
überBunkerzureden?
Der Anstoß dazu kommt aus

Berlin. Das Innenministerium
hat einige Behörden beauf-
tragt, darunter das BBK, den
Stand der Bunker zu erfassen
und herauszufinden, welche
Schutzräume Deutschland
künftig brauchenwird. Seit ein
paarWochen kursiert dazu ein
„Sachstandsbericht“. Er klingt
brisant, das 25-seitige Papier
liegt unserer Zeitungsgruppe
vor. Tenor:Der Staatwirdnicht
genügend Schutzraum schaf-
fen können, jedenfalls nicht
rechtzeitig.AlsolautetdieDevi-
se: Schützteuchselber.
Drei Schutzvariantengibt es,

im Behördendeutsch säuber-
lich abgekürzt: ÖSR, HSR und
BSR. Öffentliche Schutzräume
eben gibt es praktisch nicht
mehr. Sie neu zu schaffen –
Bunker, Garagen, unterirdi-
sche Bahnhöfe – oder zu sanie-
ren wäre zu teuer, zu zeitauf-
wendig: Geld fehlt, Zeit fehlt,
Platz fehlt. Die Hausschutzräu-
me wären dezentral, aber
hochgerüstet: Eingangsschleu-
se, Filterraum, Notausstieg,
Lüftung, Sanitärbereiche, di-
cke Decken. Sie können beim
ursprünglichen Bau mitge-
dacht werden, nachträglich
eingefügt oder separat „unter-

irdisch angelegt“ werden.
DochselbstwennderBundMil-
liarden zuschießt, werde es
„unter besten Voraussetzun-
gen mehrere Jahrzehnte“ dau-
ern, davongenugzubauen,no-
tierendieBeamten.
EsbleibtdasKürzelBSR:Bau-

licheSelbstschutzräumesollen
alsodieLösungseinfürdenhof-
fentlich unrealistischen Fall ei-
nesAngriffs.Dabeikannessich
um Kellerräume handeln, die
provisorisch durch Abdichtun-
genderFenster sichergemacht
werden können. Manchmal
reichen da Holzbretter oder
Steine. „Die Bausubstanz in
Deutschland ist flächende-
ckendsogut,dassKellerundin-
nenliegende Räume bereits ei-
nen guten Schutz vor herum-
fliegendenTrümmerteilenund
Druckwellen bieten“, sagt eine
BBK-Sprecherin.
Genau darum geht es näm-

lich. In der neuen Gefahren-
analyse rechnet der Bund im
Szenario einer Eskalation vor
allem mit Lebensgefahr durch
Splitter und Druckwellen,
wenn„modernePräzisionswaf-
fen gezielt einzelne kriegsrele-
vante Objekte zerstören“ kön-
nen, Vorwarnzeit nur wenige
Minuten. Vorteile der BSR: ge-
ringeKosten,eineschnelleUm-
setzung.
Damit alle 85 Millionen Ein-

wohner in Sicherheit gebracht
werdenkönnten, bräuchte es –
lediglich – fünf Schutzplätze
pro Keller inDeutschland. Soll-
tensichVermieterdarumnicht
kümmern, sieht es für Mieter
schlechtaus.
Unter Experten und in der

Baubranche ist der Maßnah-
menkatalog umstritten. Was
die imBerichtangeprieseneVa-

riante bringe, fasst zum Bei-
spiel Peter Aurnhammer
knapp zusammen: „Das beru-
higteherdieBevölkerung,aber
wirklich Schutz bietet es
nicht“, sagt der geschäftsfüh-
rende Inhaber des Deutschen
Schutzraum-Zentrums, eines
Bauunternehmens aus Fürs-
tenfeldbruck. Die Sorge lautet:
In nuklear geführten Kriegen
schütze der Keller schlecht.
Dennoch: „Alles ist besser als
die Fensterscheibe.“ Sein Ge-

genvorschlag: Private Bunker
selbst bauen lassen. Und das
nicht bloß mit Brettern und
Steinen, sondernprofessionell.
Er spricht aus Eigeninteresse,
sein Unternehmen bietet eben
jeneBunker an. Einklassischer
Schutzbunker mit Fachpla-
nungkommt auf 20 000 Euro –
das istdiegünstigsteVariante.

Immense
Summennötig

WomitmanbeimGeldwäre,
denn die Summen für den
Schutz im Extremfall sind
schwindelerregend. Für das
ÖSR-Konzept, also eine Vollab-
deckung mit neuen öffentli-
chenSchutzräumen,nenntder
vertrauliche Bericht Kosten in
Höhe von 140 Milliarden Euro.
Um die bestehenden Rest-Bun-
ker halbwegs auf altes Schutz-
niveau aufzumöbeln, wären es
152 Millionen Euro. Die Haus-
schutzräume würden allein an
staatlichen Zuschüssen 131Mil-
liarden Euro verschlingen. Der
BSR-Plan wird nicht beziffert.

Das gehe ja ohne Handwerker,
mit „geringen Kosten“ für Ma-
terial wie Sandsackhüllen; So-
zialhilfebezieherwürdeneven-
tuellunterstützt.
Die Experten sind sich si-

cher:Über Jahrzehntemüssten
Schutzräume gebaut werden,
dafür brauche es geeignete
Strategien, so Jörg Diester, im
Hauptberuf Sprecher der
Handwerkskammer Koblenz.
Eine Idee sticht hervor: Förder-
programme.Diese betont auch
Aurnhammer: Dabei könne es
sich um finanzielle Zuschüsse
bei Tiefgaragen handeln, bei
Neubauten, bei U-Bahnhöfen.
Sie alle könnten wieder zu
Mehrzweckanlagen umfunkti-
oniertwerden.
Das klingt gut. DieWahrheit

ist:MitdemVorausschauenhat
esnichtgutgeklappt.DieRepu-
blikunddieBunker–das istein
ewiges Hin und Her. Während
des Kalten Kriegs wurden in
den 60er-Jahren öffentliche
Schutzräume, meist Tiefgara-
gen oder unterirdische Bahn-
höfe, teils neu hergerichtet,
teils saniert. Die Motivation:
Die Bevölkerung sollte beson-
ders inBallungszentrenSchutz
finden. Unterstützt wurde das
Vorhaben durch finanzielle
Hilfen,wiedasBBKerläutert.
2007wurde imZugeder Frie-

densdividende von Bund und
Ländern beschlossen, das
Schutzbaukonzept abzuschaf-
fen. Konkret bedeutete das,
dass öffentliche Schutzräume
nicht mehr erhalten wurden.
Sukzessive wurden die Bunker
ausderZivilbindungentlassen,
also entwidmet. Das Instand-
halten der Bunker sei schlicht-
weg zu teuer gewesen, heißt es
vonSeitederExperten.
Mit Beginn des russischen

Angriffskrieges wurde diese
Entwidmung gestoppt. Das In-
nenministerium beauftragte
im März 2022 unter anderem
das BBK, eine Bestandsaufnah-
me der noch existierenden öf-
fentlichen Schutzräume
durchzuführen. Weitere Ele-
mente des Konzepts: Eine Bun-
ker-App soll den Weg zum
nächstgelegenen Schutzraum
zeigen, eine Informationskam-
pagne soll die Menschen sensi-
bilisieren, dass Schutzräume
wiederwichtigerwerden.
Weg vom Großbunker, hin

zum kleinen Schutzraum: Es
ist ein Konzept, das auch meh-
rere europäische Nachbarn
verfolgen.Undmanchevonde-
nen scheinen es besser zu kön-
nen. Die Schweiz etwa bietet
Schutzräume für beinahe 100
ProzentderBevölkerungan.

ANNIKA BLOCK,
JENNIFER SCHEUERLEIN

Die letzten Bunker der Republik
BEVÖLKERUNGSSCHUTZ Wie ist es um die noch vorhandenen Bauten bestellt?

Der Blick in eine andere Welt: Fünf dicke Stahltüren bilden die Schleuse am Eingang zu einem
DDR-Bunker in Mecklenburg-Vorpommern. STEFAN SAUER/DPA

Trister Einblick in einen Schutzraum: Hier der Atomschutzbun-
ker in Bottrop. IMAGO/THOMAS GOEDDE

Wahrzeichen: Aus dem ehe-
maligen Flakbunker in St.
Pauli wurde der „Grüne Bun-
ker“. ULRICH PERREY

„Wirmüssen vorbereitet sein“,
sagt Andrea Lindholz (CSU) –
undrätzuverstärktemBunker-
Bau, staatlich wie privat. Die
54-jährige Juristin ist eine der
Vize-Vorsitzenden der Unions-
fraktion, zuständig für Innen-
politik.

JetztnachneuenBunkern
rufen: Istdasnicht
hektischerAlarmismus?

Nein. Die Sorge, dass im Zivil-
schutz erheblicher Handlungs-
bedarf besteht, gibt es schon
länger. Die Innenminister
Horst Seehofer und Joachim
Herrmann haben das Thema
erstmals wieder richtig ange-
packt.DieAmpelhatdannaber

trotz des russischen Angriffs
aufdieUkrainevielzu langege-
brauchtfürdieAnalyse,welche
Bunkeresnochgibt. Immerhin
arbeitet man jetzt an einem
konkreten Schutzraum-Kon-
zept für Deutschland. Aber an-
dere Länder sind da viel weiter
alswir.

Seit2007sind
Bunkerrückgebaut
oderumgewidmet
worden inKunstgalerien,
Tiefgaragen,Gänsehaut-
Museen.Warenwir–schon
vorderAmpel–zunaiv?

NachdemEndedesKaltenKrie-
ges war hier die allgemeine
Meinung wie bei vielen Din-

gen, was Verteidigung und Zi-
vilschutz angeht: Wir brau-
chen keine Bunker mehr, es
wird ewigen Frieden geben in
Europa. Aus heutiger Sicht
muss man klar sagen: Ja, das
warzunaiv.

SetzenSieauf
privateSchutzräume
oderaufneue
größereöffentliche
Bauten?

Es muss eine Kombination aus
beidem sein. In erster Linie ist
hier der Staat gefragt. Er muss
den Bestand erfassen und er-
tüchtigen – zum Beispiel auch
U-Bahn-Schächte. Zudem müs-
senbeineuenöffentlichenBau-

ten Schutzeinrichtungen mit-
gedacht werden. Die Bürger zu
Hause wiederum müssen wir
sensibilisieren und motivieren
– aber wir dürfen diese riesige
Herausforderung nicht kom-
plett auf die privaten Hausbe-
sitzer abwälzen. Das würde
schlichtnicht funktionieren.

Malehrlich:Wollendie
Leute jetztwas
vonBunkern
hören?

Das Bewusstsein für die Not-
wendigkeit wächst. Ich erlebe
oft,wieaufmerksamundsensi-
bel die Menschen sind, wenn
ich über das Thema spreche.
Viele haben nach dem russi-
schen Angriff auf die Ukraine
begriffen, dass die Zeiten unsi-
cher geworden sind und wir
handeln müssen. Wir dürfen
keinen Alarmismus verbrei-
ten, aber die Leute auch nicht
in falscher Sicherheit wiegen.
Der Ukraine-Krieg hat die Si-
cherheitslage in ganz Europa
in den letzten drei Jahren

grundlegend verändert. Es ist
höchsteZeit,dasswirdaraufre-
agieren.

FälltderBunker-Bauunter
Verteidigungsausgaben,
StichwortDrei-Prozent-
Ziel...?

Wir brauchen neben dem Son-
dervermögen für die militäri-
sche Verteidigung unbedingt
einSonderprogrammfürdiezi-
vile Verteidigung über mehre-
re Jahre. Damit muss auch das
Schutzraum-Konzept finan-
ziert werden. Am Schutz unse-
rer Bevölkerung dürfenwir de-
finitivnicht sparen.

INTERVIEW:
CHRISTIAN DEUTSCHLÄNDER

„Andere Länder sind weiter als wir“
INTERVIEW Unions-Innenpolitikerin Andrea Lindholz fordert ein schnelles Umsteuern beim Planen von Schutzräumen

Andrea Lindholz (CSU)
Innenpolitikerin

Marburg – Mehr als 2000 Ein-
sendungenfürdas„Unwortdes
Jahres“ sind bei der Marburger
Jury eingegangen. Dazu gehö-
ren die Begriffe „illegaleMigra-
tion“, „Biodeutsche“ oder das
von Verteidigungsminister Bo-
ris Pistorius (SPD) in die sicher-
heitspolitische Debatte einge-
brachte Wort „kriegstüchtig“,
wie die Jurymitteilte. Noch bis
Jahresende könnenVorschläge
eingereicht werden. Die Wett-
bewerbsjury besteht aus
Sprachwissenschaftlern und
Autoren. 2023 kürten sie den
Begriff „Remigration“ zum
Unwort. kna

„Kriegstüchtig“
als „Unwort“?

Potsdam –EineklareMehrheit
der Männer unter 50 Jahren in
Deutschland gibt laut einer
Umfrage an, das Land im Falle
eines militärischen Angriffs
mit der Waffe verteidigen zu
wollen.Das istdasErgebnisder
jährlichen repräsentativen Be-
völkerungsbefragung des Zen-
trums für Militärgeschichte
und Sozialwissenschaften der
Bundeswehr (ZMSBw) in Pots-
dam. 61 Prozent der Befragten
gabendemnachan,dazubereit
zu sein. 2021, also vor dem Be-
ginn des Kriegs in der Ukraine,
lag die Verteidigungsbereit-
schaft noch bei 52 Prozent.
Deutlich geringer fällt die Ver-
teidigungsbereitschaft hinge-
gen den Angaben nach bei
Frauenmit 21Prozent aus. 2021
waren es mit 11 Prozent noch
wenigergewesen.
Knapp die Hälfte der befrag-

ten Deutschen (49 Prozent)
spricht sich zudem für einen
Wehrdienst im Rahmen einer
allgemeinen Dienstpflicht für
junge Erwachsene aus. In der
betroffenen Altersgruppe der
16-bis29-Jährigensindesnur37
Prozent. Die allgemeine Wehr-
pflichtwar 2011ausgesetztwor-
den. Seit dem Beginn des russi-
schen Angriffskriegs gegen die
Ukraine wird eine mögliche
Wiedereinführung der Wehr-
pflichtverstärktdiskutiert.
Ebenfalls etwa die Hälfte der

Befragten (49 Prozent) spricht
sich dafür aus, die Ukraine im
Kampf gegen Russland weiter-
hin militärisch zu unterstüt-
zen.DassindvierProzentpunk-
te mehr als noch 2023. Nur 26
Prozent lehnen der Umfrage
zufolge eine solche Unterstüt-
zung klar ab. Befragt nach
ihrenParteipräferenzengibt es
nur bei den Anhängern von
AfD, BSW und Linken sowie
Nichtwählern keine Mehrheit
fürmilitärischeHilfen. dpa

Mehrheit der
Männer bereit

zur Verteidigung


